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: a Im weiteren Verlaufe feiner Rede erkannte d 
Die Rede des Miniſters des Innern. Miniſter ausdrücklich an, e das Abgeordneten 


a R f deshalb fo feſt an der Nichtbewilli⸗ 
iſter des Innern begann in der Sitzung baus nur U ' 
des e 24. e 15 ne 5 ylaube, daß mit ber Pelze iges er 
mit dem der Genugthuung über den „Ton e en 9 N 
der Berſohnlichtert Aa die Berathung an ſich en 1 Frage, die Vertheidigung 
trage. Er erkannte ferner an, daß das Abgeordneten⸗ 4 = n ihm in Anſpruch Seen p Budget⸗ 
haus in die gegenwärtige Stellung „hineingedrängt“ rech ae e ieſen Worten fügte er 
worden ſei. Für die Regierung nahm er daſſelbe in u folgen b hinzu: Mi lit Sie die Idee, Ihr 
Anſpruch und erklärte ausdrücklich: „daß das jetzige 0 1 rech Si er 0 en 1 
Miniſterium einen Zuſtand vorgefunden habe, 941; jenen 115 3 8 15 u den St faber 
den es nie herbeigeführt haben würde.“ Sr Recht a Feld, auf dem Sie glauben, 
Wir müſſen es uns verſagen, auf den zweiten Theil gleich es Ihnen v. elleichr bw 1 i 
der Rede des Miniſters des Innern einzugehen, weil ein ſolches zu endeten Henn Se a 
er in demſelben die Gründe für die ewige Aufrehthal- Regierung bereit finden, ſoweit nicht faktiſche 
tung der Reorganiſation aus der Perſönlichkeit Sr. Zuſtände es unmöglich machen der Auslegung 
Majeſtät unſres Königs hernahm. Wir ſind der An⸗ der geſetzlichen Paragraphen Raum zu geben, 
ſicht, daß 15 0 . A 85 n auf der Sie beſtehen.“ 
nicht genannt werden kann. ie erhabene Stellung 17; ; . 
welche der König einnimmt, geftattet keine Widerlegung. f. Der Pe m e 
Darum iſt es von jeher in allen Verfaſſungsſtaaten 11 8 ee en, Folgendes zugeſtanden: N 
Grundſatz geweſen, die Perſon des Herrſchers aus dem Ager den EU 353 
Streite der Parteien zu laſſen. Die Miniſter des D daß das Haus in dieſer Sitzung verſöhnlich 
Königs find für alle Regierungshandlungen verantwort⸗ auftrete, 12 
lich, darum haben fie auch kein Recht, ſich in der Ver⸗ 2) daß es den Streit nicht aufgeſucht, ſondern in 
theidigung ihrer Politik auf die Geſinnungen und Eigen⸗ denſelben el worden ſei, 


ſchaften des Regenten zu berufen. Die Miniſter ſollen 3) daß es nur deshalb fo feſt an der Nichtbewil⸗ 
übrigens keine Diener des Fürſten, ſondern Diener des ligung der Reorganifation halte, weil es in 
Staates ſein. In Preußen deutet dies ſchon ihr Titel der Vertheidigung dieſes Standpunktes die Ver⸗ 
„Staatsminiſter“ an, der, in's Deutſche überſetzt, Staats⸗ theidigung ſeines Budgetrechtes erkenne, 

diener bedeutet. Das Staatsleben tft jo vielgeftaltig, 4) daß die Regierung derſelben Auslegung der 
daß der Herrſcher, und ſei er noch ſo begabt und ge⸗ eſetzlichen Paragraphen Raum zu geben bereit 
bildet, unmöglich alle ſeine Zweige bis in's Einzelne zu 15 der das Haus beſtehe, in ſo weit nicht 
durchdringen vermag. Außerdem bleibt er, wie uns aktiſche Zuſtände es unmöglich machten. 


Geſchichte und Religion lehren, ein dem Irrthum unter⸗ So viel Eindruck hat alſo doch das ruhige Feſt⸗ 
worfener Menſch, der leicht dazu veranlaßt wird, das- halten des ud an 95 Rechte gemacht, 
jenige für dem Ganzen förderlich anzuſehn, was feinen daß man von Seiten der Regierung die Lehre von der 
Lieblingsneigungen ſchmeichekt. Darum ſſollen die der Made be . aufgiebt. Es begegnen uns indeß in 
Miniſter me r N als Diener des Königs, welche der Rede des Miniſters zwei Irrthümer, zu deren Wider⸗ 
einfach die Befehle deſſelben vollziehen. legung wir einige Worte ſagen müſſen. 


Obſchon nehmlich der Minifter zugiebt, daß das Haus 
in den gegenwärtigen Zuſtand „hineingedrängt“ worden 
iſt, verlangt er doch, daſſelbe ſolle dieſen Kampfplatz auf⸗ 
geben und ſein Budgetrecht auf einem anderen Felde 
probiren. Das Abgeordnetenhaus hat ja aber, wie er 
ſelbſt anerkennt, den Streit nicht aufgeſucht; es liegt 
gar nicht und lag nie in deſſen Abſicht, ſein Recht einer 
Probe zu unterwerfen. Das Abgeordnetenhaus iſt 
auch gar kein unbedingter Gegner jeder Reorga⸗ 
niſafion, es verlangt nur die Feſtſtellung der⸗ 
ſelben durch ein Geſetz. Nur ſo lange dieſe nicht 
erfolgt iſt, weigert es ſich, die Mittel zu ihrer 
Durchführung zu bewilligen. Verließe es dieſen, 
ihm von ſeinen Gegnern und von ſeiner Pflicht gegen 
das Volk zugewieſenen e ſo würde es einfach 
fahnenflüchtig; die ganze Welt würde es für 
moraliſch befiegt anſehen. Andrerſeits aber könnte 
man, wenn es dem Rathe des Miniſters folgte und 
„ſich ein anderes Feld aufſuchte, um auf dieſem fein 
Budgetrecht zu probiren“, ihm mit Recht den Vorwurf 
machen, daß es ſich nicht von ſeiner Rechtsüber⸗ 
zeugung, ſondern von dem Wunſche, ſeine Macht 
zu zeigen, leiten laſſe. 

Endlich müſſen wir den Miniſter des Innern an 
ein Wort erinnern, das er ſelbſt im Herbſt des ver⸗ 
N Jahres ausſprach, als ihm eine Anzahl von 

itgliedern des ſächſiſchen Provinziallandtages zu Merſe⸗ 
burg ein Feſt gab. Da ſagte er ausdrücklich: „Sprechen 
wir nicht von Versöhnung, über Grundſätze verſöhnt 
man ſich nicht!“ Er ſprach dieſes Wort im Namen 
der Regierung und zu den Vertretern ſeiner Partei. 
Möge er gerecht ſein und anerkennen, daß die Mehrheit 
des Abgeordnetenhauſes rückfichtlich ihrer Grundſätze eine 
gleiche Feſtigkeit in Anſpruch nehmen darf. Zur Ver⸗ 
ſtändigung iſt dieſelbe ſtets bereit geweſen und hat auch 
Er noch den ernften Willen dazu. Den Weg ber 

erſöhnung aber, auf welchen fie der Minifter hinweiſt, 
kann fie nicht betreten. Das Recht und die Grundsätze, 
welche ſie vertheidigt, ſind nicht ihr Eigenthum, über 
das ſie nach freiem Willen ſchalten kann. Es handelt 
ſich bei dem Streite um die politiſche Zukunft unſeres 
Volkes. Dieſe Thatſache darf nie aus den Augen ge⸗ 
laſſen werden. Deshalb ſtimmen auch wir dem Aus⸗ 
ſpruche des Miniſters zu und ſagen wie er: „Sprechen 
wir nicht von Verſöhnung! über Grundfäge verſöhnt 
mau ſich nicht!“ Aber etwas Anderes, und wir meinen 
etwas Beſſeres, iſt möglich: mau kann fi) verſtändigen. 
Freilich gehört dazu der gute Wille beider Parteien. 
Nicht von dem Abgeordnetenhauſe allein darf das Ent⸗ 
gegenkommen erwartet werden. 


Politiſche Wochenſchau. 

Das parlamentariſche Leben tritt augenblicklich äußerlich 
wenig hervor, da die Kommiſſionen mit den Vorberathungen 
der Verlagen beſchäftigt ſind. Die wichtigſte Kommiſſion, 
auf welche Aller Augen gerichtet ſind, iſt unſtreitig die Budget⸗ 
kommiſſion, welcher das von der Regierung vorgelegte Staats- 
haushaltsgeſetz für das Jahr 1865 zur Prüfung überwieſen 
iſt. Sie hat in ihrer Sitzung am 28. Januar beſchloſſen, 


vor der Berathung der einzelnen Abtheilungen des Staats. 
haushaltes zur Erörterung des allgemeinen Standpunktes 
einen allgemeinen Bericht zu erſtatten. Der Beſchluß lautet: 
5 5 ah 1 1 05 über den vorgelegten Staats. 
aushaltsetatentwurf einen Generalberi 
und 1 Nacht 1 ee ee 
mit Rückſicht auf die in dem vorgelegten Entwur - 
anſchlagte bedeutende Steigerung del e 925 
Staates und auf die gleichzeitig vorgelegten Geſetzent⸗ 
würfe über die Bewilligung von Anleihen zu prüfen: 
a) ob die in allen Kreiſen der Bevölkerung hervortreten⸗ 
den Klagen über eine übermäßige und fortdauernd ſteigende 
Anſpannung der Steuerkraft des Landes begründet 


find; 

b) eventuell, welche Mittel und Wege vorhanden find, 
denſelben abzuhelfen oder für die Zukunft vorzubeugen; 

e) ob den vielfach hervorgetretenen äußerſt dringenden 
c der einzelnen Be e e durch eine 
gerechte Vertheilung der Staatsmittel abgeholfen iſt. 

II. Gleichzeitig in der Kommiſſion vorbehaltlich eines 
Beſchluſſes über die Berathung des Militäretats in die Be⸗ 
rathungen der übrigen a ae einzutreten; die Beſchlüſſe 
über die Feſtſtellung der Einnahmen und Bewilligung der 
Ausgaben jedoch nur vorläufig mit dem Vorbehalt, ſpäter 
auf dieſelben zurückzukommen, zu faſſen. 

III. Die Königliche Staatsregierung aufzufordern, die 
über die Veranlagung der Gebäudeſteuer in den Jahren 
1863 und 1864 erlaſſenen allgemeinen Miniſterialverfügungen 
und Seitens des Miniſteriums ausgearbeiteten Denkſchriften 
der Kommiſſion mitzutheilen. 

IV. Mit Rückſicht darauf, daß die in der Thronrede 
verſprochene Vorlage über die Kriegskoſten erſt nach dem 
Endabſchluß des vergangenen Jahres, alſo früheſtens Ende 
März 1865 zu erwarten iſt, von der Königlichen Staats⸗ 
regierung Auskunft darüber zu fordern, welche Veränderung 
1 eg ker e die Führung 
ei rie insbeſondere ob un . 
men Er dem Staatsſchatz entnommen iind. ee Sum 
„In der Kommiſſion ſelbſt hat der Kommiſſar der Re⸗ 
gierung, welcher der Sitzung beiwohnte, in Bezug auf die 
in Nr. 4 erwähnten Kriegskoſten geantwortet, er wiſſe nicht, 
was der Krieg gekoſtet habe, und ſei auch außer Stande, es 
zu ſagen; ebenſowenig, ob die Mittel dazu theilweiſe aus 
dem Staatsſchatze entnommen ſeien; er werde aber den Finanz⸗ 
minifter fragen, ob er darüber Auskunft geben wolle. Er 
halte es für 1 5 ſchon jetzt die Koſten des Krieges 
zu veranſchlagen. Wenn auf Oeſterreich hingewieſen werde, 
deſſen Regierung ſchon vor einer Reihe von Wochen ihren 
Koſtenanſchlag endgiltig aufgeſtellt haben ſoll, jo könne er 
darunter nur eine vorläufige, nicht vollſtändig genaue und 
erſchöpfende Berechnung vermuthen. a „ 

Als Referenten für die oben mitgetheilten Anträge ſind 

die Abgeordneten Forkenbeck, Hoverbeck, Michaelis, 
Tweſten und Reichenheim ernannt. Man hofft, daß 
dieſe 9 mit ihrem Bericht in etwa drei Wochen fertig 
ein werden. 
Es iſt zu vorſtehendem Beſchluſſe zu bemerken, daß die 
„Kreuzzeitung“ ſich über denſelben ſehr entrüſtet zeigt; man 
darf al wohl annehmen, daß er im wohlverſtandenen Inter- 
eſſe des verfaſſungsmäßigen Rechtes gefaßt iſt. . 

In Bezug auf eine der Geſetzvorlagen, welche Bewilligung 
von Geldern oder Zinsgarantie für Eiſenbahnen fordern, 
hat die vereinigte Finanz, und Handelskommiſſion beſchloſſen, 
dieſelben zu berathen, aber die Bewilligung von Geldern wird 
vorausſichtlich nur aus den laufenden Geldmitteln erfolgen. 


i iti egen Abänderung des § 33 der Städte⸗ 
Be eg Antrag der Gemeindekommiſſion dem 
Ministerium zur Berückſichtigung überwieſen werden. ; 

In Bezug auf Steuermäßigungen iſt bis jetzt ein 

Antrag des geordneten Kerſt auf Aufhebung des 
Salzmonopold und des Abgeordneten Bering auf Fort⸗ 
fall des Zuſchlages von 6 Sgr. auf jeden Thaler 
Gerichtskoſten eingebracht. Wahrſcheinlich wird auch noch 
die Herabſetzung des Briefportos und der Depeſchengebühren 
beantragt werden. 
Von dem Abgeordneten Schulze (Delitzſch) und Genoſ⸗ 
ſen iſt ein Antrag auf Aufhebung der $$. 181 und 182 der 
Gewerbeordnung vom Jahre 1845 eingebracht worden. Da 
die Regierung ſchon wiederholt in Folge von Arbeiterpetitio⸗ 
nen ihre Geneigtheit zu erkennen gegeben hat, dieſe Para ⸗ 
taphen aufzuheben, jo iſt nicht zu zweifeln, daß dieſe Be⸗ 
ſimmungen, welche die Arbeiter weſentlich in ihren Rechten 
beſchränken, endlich fallen werden. 

Der Abgeordnete Rechtsanwalt Velthuſen zu Lyck 
g& Gumbinner Wahlbezirk) hat fein Mandat niedergelegt. 

n dem Wahlbezirk Geilenkirchen⸗Heinsberg⸗Erkelenz iſt an 
Stelle des Abgeordneten Blum, welcher wegen Beförderung 
im Staatsdienſt ſein Mandat verlor, der Profeſſor Hüffer 
aus Bonn gewählt worden. Derſelbe gehört, wie ſein Vor⸗ 
gänger, der ultramontanen Partei an. 

n Breslau ift der ordentliche Lehrer Dr. Groſſer 
vom Provinzial⸗Schulkollegium aufgefordert worden, aus dem 
„Wahlverein“ und aus der „ſtädtiſchen Reſſource“ auszuſchei 
den. Die Wahl des Rathmanns Pultke zu Angerburg 
zum Beiſitzer der Kreis⸗Erſatzkommiſſion if nicht beftätigt 
worden. Ein gleiches Schickſal hat die Wahl des Lohgerber⸗ 
meiſters Lorenz in Tempelburg zum Rathmann gehabt. 
In Greifenhagen ſind die vier ausſcheidenden Rathmän⸗ 
ner: Kaufmann Arnd, Kaufmann Gerloff, Tiſchlermeiſter 
Erhardt und Kalkbrennereibeſitzer Läſe von der Stadtver⸗ 
ordneten ⸗Verſammlung wiedergewählt worden. Alle vier 
Wahlen ſind nicht beſtätigt worden. 

Mecklenburg. Die Auswanderung iſt im fortwährenden 
Wachſen, ſo daß der Mangel an ländlichen Arbeitern immer 
ſtärker hervortritt. Schon im vorigen Jahre ſind in dieſem 
überaus fruchtbaren Lande 21,000 Laſt Getreide wegen Man⸗ 
gels an Arbeitskräften zu Grunde gegangen. Die Regierung 
verſucht alle möglichen Mittel, der Auswanderung zu ſteuern 
und den Gutsbeſitzern Arbeitskräfte zuzuführen; an eine Auf ⸗ 
hebung des Prügelgeſetzes denkt ſie aber nicht. 


Kurheſſen. Der Abgeordnete Oetker tritt den Anſchul⸗ 
digungen der Regierungs⸗Zeitung, als ob er im Namen der 
liberalen Majorität der heſſiſchen Kammer mit der preußi⸗ 
ſchen Regierung unterhandelt habe, auf das Entſchiedenſte 
entgegen. Es ſcheint faſt, als ob die Regierung zu Kaſſel 
gefürtet habe, es werde wegen der Nichtbeſtätigung des in 

ockenheim zum Bürgermeiſter gewählten Herrn Junger⸗ 
mann ein preußiſcher Feldjäger in Kaſſel eintreffen. 

Heſſen-Darmſtadt. Die Regierung bereitet ein Geſetz 
ur Hebung des Volksſchulweſens vor. In dieſer 
Angelegenheit wird fie bei der Majorität der Volksvertre⸗ 
tung keine Oppoſition finden. 


Württemberg. Seit dem Regierungsantritt des jetzigen 
Königs ſind von den Gerichten des Landes ſchon vier To⸗ 
desurtheile ausgeſprochen. Der König hat dieſelben jedoch 
ſämmtlich nicht beſtätigt, ſondern die Strafe in lebeneläng- 
liche Juchthausſtrafe umgewandelt. Auf dieſe Art wird die 
Todesſtrafe faktiſch in Württemberg abgeſchafft, hoffentlich 
wird fie es auch bald geſetzlich fein. 


Baiern. Herr v. d. Pfordten ſcheint noch immer 
nicht alle Hoffnung aufgegeben zu haben, ſeinen Gedanken der 
Dreitheilung Deutſchlands in der einen oder andern Form 
zu verwirklichen. Es iſt anzunehmen, daß er den Anträgen 
des Herrn v. Beuſt beim Bunde, die Ausnahme ⸗Geſetze, 
welche derſelbe früher erlaſſen und die noch in einigen beut- 
chen Staaten in Kraft find, aufzuheben, nicht ganz fremd 
iſt. Wenn dieſe Miniſter mit ſolchen Anträgen ihre Popu⸗ 
larität wiederherſtellen wollen, ſo iſt ihnen vorher zu ſagen, 
daß ſie ſich irren. Wenn ſie die Betroffenen Gejege, unter 
welchen ganz beſonders die el leidet, endlich unzeitgemäß 
finden, ſo mögen ſie doch dem Beiſpiele anderer Regierungen 
folgen und ſie in ihren eigenen Staaten aufheben. nt 
daß fie damit warten, bis der Bund es thut, zeigen fie 
ey daß ihnen ſelbſt an deren Beſeitigung nicht viel ge- 
egen iſt. 

Oeſterreich. Die Hoffnung, daß der drohende Konflikt 
zwiſchen dem Reichsrath und dem Miniſterium fi glücklich 
werde beſeitigen laſſen; ſcheint ſich nicht zu verwirklichen. 
Die Verminderung der Ausgaben, welche der Finanz⸗Ausſchuß 
zur Vermeidung des Defizits von der Regierung verlangt 
hat, wird nicht vorgenommen werden, wenigſtens nicht in 
einer genügenden Weiſe. Die ae hat ſich allerdings 
bereit erklärt, die gewünſchte Herabsetzung der Ausgaben vor⸗ 
lan wenn der Reichsrath dagegen die Zulchſigkett der 

evirements (Uebertragungen von einem Ausgabe - Poften 
auf den andern) anerkennen wolle. Dieſe Uebertragungen 
würden aber jede Kontrole iel machen, ob die Herab⸗ 
ſetzung der Ausgaben auch wirklich da ſtattfindet, wo fee der 
Reichsrath für zweckmäßig erachtet, indem ſie der Regie⸗ 
rung geſtatten würden, die für einen beſtimmten Zweck 
bewilligten Gelder für einen andern Zweck zu verwen⸗ 
den. An eine durchgreifende Verminderung der Armee 
ſcheint man auch nicht mehr zu denken, im Gegentheil, es 
deuten gewiſſe Anzeichen darauf, daß man zum Frühjahr 
einen Krieg erwartet. Allerdings a Oeſterreich, um 
einen ſolchen beginnen zu können, einen Vertrag mit Preu- 
ßen, in welchem letzteres ihm Venetien garantirt, doch find 
bis jetzt alle Nachrichten, welche von dem bevorſtehenden 
Abſchluß eines ſolchen Vertrages ſprechen, nur als unbe⸗ 
gründete Gerüchte zu betrachten. 

rankreich. Die Haltung der Biſchöfe, welche die neueſte 
päpſtliche Bulle auf alle Weiſe vertheidigen, macht der Re⸗ 
terung viel zu ſchaffen, und doch wagt fie nicht gegen die 
eiſtlichen, welche in Frankreich einen großen Einfluß be⸗ 
ſitzen, mit der nöthigen Energie vorzugehen. 

Italien. In Turin haben unbedeutende Unruhen ſtatt⸗ 
gefunden, welche jedoch nicht gegen die gegenwärtige Regie⸗ 
rung, ſondern gegen die Mitglieder des Nrateren Miniſte⸗ 
riums gerichtet waren. Mit den nöthigen Schritten zur Ver⸗ 
legung der Reſidenz nach Florenz iſt man eifrig beſchäftigt 
1 0 diefelbe wohl noch im laufenden Monat vollendet 
werden. ; 

Dänemark. Der Reichstag beſchäftigt ſich mit einem 
neuen Strafgeſetz, bei deſſen Berathung die Abſchaffung der 
Todesſtrafe Beantragt werden wird. , 

Rußland. Als ein bedeutſames Zeichen der Zeit ver- 
dient mitgetheilt zu werden, daß die in Moskau verſammelte 
Adels⸗Korporation eine Adreſſe an den Kaiſer gerichtet hat, 
in welcher fie eine Repräfentation mit zwei Kammern fordert. 

Polen. In der Feſtung von Warſchau ſitzen noch dreißig 
zum Tode Verurtheilte, und erwartet man allgemein mit 
nächſtem die Vollziehung des Urtheils. 

Amerika. Die Armeen der Nordſtaaten rücken unauf · 
haltſam vorwärts; die Flotte hat das Fort Fiſher, das den 


ln von Willmington beherrſcht, genommen. Dadurch 
nd den Südſtaatlern die Zufuhren aus Europa, welche fie 
trotz der Blokade im reichlichſten Maaße bezogen, abgeſchnitten. 
Es verlautet auch ſchon, daß der Präfident der Suͤdſtaaten 
ſich bereit erklärt habe, in Unterhandlungen wegen des Friedens 
einzutreten. Der Friede wird jedoch, deß darf man ſicher 
ſein, nur auf der Grundlage der gänzlichen Abſchaffung der 
Sklaverei abgeſchloſſen werden. 


Der Feldmarſchall Gneiſenau. 

Einer der Männer, welche ſich das größte en um 
die Wiederaufrichtung des preußiſchen Staats, nach deſſen 
Niederwerfung durch den Ei Napoleon, erworben haben, 
war der Feldmarſchall Graf Gneiſenau. 

Ewig denkwürdig wird ſeine kühne und wirkungsvolle 
Vertheidigung von Kolberg im Jahre 1807 bleiben, und noch 
Größeres hat er in den Jahren 1813 und 1814 als Freund, 
Gehülfe und Rathgeber Blüchers geleiſtet und im Jahre 
1815 durch die mit beiſpielloſer Entſchiedenheit geleitete Ver⸗ 
folgung der bei Belle Alliance geſchlagenen Franzoſen. So 
hoch aber auch dieſe ausgezeichneten Thaten zu veranſchlagen 
ſind, faſt noch höher wird ſeine Wirkſamkeit in dem zwiſchen 
dem unglücklichen Kriege von 1806 bis 1807 und dem Be⸗ 
freiungskriege liegenden Jahren der Ruhe ihm von der dank⸗ 
baren Nachwelt angerechnet werden müſſen. Wohl war es 
eine traurige Zeit! Zerſchmettert lag das Vaterland am 
Boden. Einem unglücklichen Kriege war ein faſt noch un⸗ 
glücklicherer Frieden gefolgt. Mitten in dem um die Hälfte 
verkleinerten Lande lagen die Beſatzungen des Feindes und 
drückten und peinigten das mit den faſt uner\ihwinglichen 
Kriegskoſten belaftete Volk. „Indeß, das preußiſche Volk war 
8 ſchreckliches Schickſal wohl gebeugt, aber nicht 
gebrochen! 

„Der Schmuck der Zweige war ihm abgehauen: 
Da ſtand es, ein entlaubter Stamm; doch innen 
Lebte im Mark die ſchaffende Gewalt, 

Die ſproſſend eine Welt aus ſich geboren.“ 

Der ſchreckliche Schiffbruch, in welchen die Junker und 
Diplomaten, welche ſtolz auf jeden herabſahen, der nicht zu 
ihrer Zunft gehörte, das preußiſche Staatsſchiff durch ihre 
Feigheit und Gewiſſenloſigkeit, durch ihre Verachtung alles 
Vakerländiſchen und ihre Feindseligkeit gegen jeden Fortſchritt 

etrieben hatten, öffnete dem Könige die Augen über ſeine 
bisherigen 5 An der Stelle von Haugwitz wurde 
Stein leitender Miniſter und von ihm ging die große Re⸗ 
volution des ganzen preußiſchen Staatsweſens aus, welche 
es ſpäter möglich machte die Fremdherrſchaft abzuwerfen. 

Natürlich war es unmöglich, daß ein einzelner Mann 
allein ſo Ungeheures leiſtete. Ein herrlicher Kreis patrio⸗ 
tiſcher Männer ſtand ihm zur Seite, und ſo lange es Preußen 

iebt, werden neben ſeinem Namen die Namen von Harden⸗ 
erg, Schön, Dohna, Scharnhorſt und Gneiſenau unvergeſſen 
bleiben. Wir wollen die Verdienſte eines jeden dieſer Männer 
nicht kleinlich gegeneinander abwägen und heute nur das von 
Gneisenau Geleiſtete hervorheben, obſchon wir keineswegs 
behaupten, daß ſeine Genoſſen nicht eben ſo Großes geleiſtet 
aben. 

9 Nachdem Gneiſenau die Verkheidigung Kolbergs ſiegreich 
big zu dem Tilſtter Frieden geleitet hatte, wurde er vom 
Könige nach Memel berufen, um an der Organiſation einer 
neuen Armee zu arbeiten. Wie ernſt er e Auftrag 
nahm, beweiſen viele von Pi damals gemachte Aufzeichnungen, 
von denen wir eine nachſtehend unſeren Leſern mittheilen, 


weil wir dadurch denſelben am beſten einen Begriff von bi 
11 beibringen können, welcher dieſen tre igen Mm 
eſeelte. 

Er ſchrieb damals: 


„Man hat zeither Alles aufgeboten, um den Menſchen 
finanziſtiſch und für alle Zwecke = Staatemaſchine m 
1 bilden, aber bei Weitem weniger ihn frei und edel und 
elbſtändig zu machen, als den, der ſich fühlt auch ein Theil 
des Ganzen zu ſein und für ſich ſelbſt eine Würde zu haben. 
Dem blos dienenden zu einem ihm unbekannten Zwecke ift 
es gewöhnlich gleich, wem er diene und weſſen Sache er 
führe; aber der Bürger im Staate, der ſein Vaterland kennt 
und das Glück einer gerechten Regierung unter milden Ge⸗ 
ſetzen und den Fortſchritt zum Befferen in jedem Zweige des 
inneren Lebens und die Hoffnungen der Zukunft zu ſchätzen 
weiß, bringt mit Freuden ſein Opfer dar, um dieſe höchſten 
aller Güter, wo nicht fi, doch denen zu ſichern, denen nach 
ihm der vaterländiſche Boden grünt.“ 

„Man klagt über Entnervung und Entartung der Völker; 
aber nichts hat mehr dazu beigetragen, als die ſtehenden 
Heere, die den kriegeriſchen Geiſt der Völker und 
ihren Gemeinſinn zerſtörten. Sie find eine mehr ein 
gebildete, als wirkliche Macht — Tod des Gemeingeiſtes in 
Spielerei des Exerzierplatzes — Preſſung des Bürgers. — 
Stehende Heere Stütze des Ehrgeizes, Werkzeug feiner Ente 
würfe, — die das Verhältniß aller Staatskräfte 
überfteigen, alle Staats- und Geiſteskräfte an- 
ſc pen um das Land auch auf andere Art zu er⸗ 
chöpfen. — Steuern, Abgaben; Gut und Blut 
des gemeinen Mannes, die Quellen des Wohl— 
e Ser e e u (höpfte (eas fteh 

„Schon in ruhigen Zeiten erſchöpfte (das ſtehende He 
alle Quellen des Reichthums, wie viel mehr in 9818 5 
Gefahr und nach Unglücksfällen — Haufen ohne Gemein⸗ 
geiſt und Bürgerſinn — Schuldenlaſt — erhöhte Steuern, 
verfälſchtes Geld — ‚Berihminten des Metalls — Papier 
geld — die Banden des Vertrauens und der Liebe, die den 
Unterthan mit dem Herrſcher verbinden, wurden fi laffer, 
und der Druck der ſtehen ren Heere war das harte Joch der 
Furcht, das auf dem Nacken des Volkes die Allmacht der 
Beherrſcher befeſtigen ſollte. Aber im Heere ſelbſt liegt der 

eim der Zerſtörung. Mißvergnügen, geſteigerte Bedürfniſſe, 
geringer Sold, ſchlechtes Tuch — von ihrem Heerde geriſſen, 
jammernde Verwandte. Leichtſinn, das Schickſal der Staaten 
ſolchen Händen anzuvertrauen. Wenn das ſtehende Heer 
vernichtet iſt, welche Sicherheit hat dann der Staat? — Die 
ſtärkſte Stütze der Macht des Herrſchers iſt unſtreitig das 
Volk. Der Glanz der Kronen, ihre Sicherheit, alle 
Mittel der Erhaltung beruhen auf. ihm — durch 
ſtehende Heere trennen die Reßierungen ihre Inter- 
eſſen von denen des Volkes.“ 

„Die Aufgabe iſt, eine von anderen Völkern 
beneidete Konftitution (Verfaſſung) zu Haben; 
dabei die Mittel vorbereitet, um zur entſcheidenden Stunde 
erüſtet dazuſtehen, andere Staaten zu überleben. — Dahin 
führen: Wohlſtand, Aufklärung, Sittlichkeit, bürgerliche Frei⸗ 
heit; ein Volk arm, roh, unwiffend und ſklaviſ 
wird es nie mit einem an Hülfsmitteln und Kennt- 
niſſen reichen aufnehmen können.“ g 

Wir denken, daß dieſe nun vor bald ſechzig Jahren 
niedergeſchriebenen Worte des verewigten Fenmarſchalle auch 
heute noch Geltung haben, leider aber nicht durchweg fo 
beachtet werden, als ſie es verdienen. 
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